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Angst vor den Boomern?

Das auffällig laute Schweigen der Union zum teuren
Rentenpaket der SPD

SPD-Sozialministerin Bärbel Bas hat erste Teile ihres Rentenpakets auf den Weg gebracht. In der

Wirtschaft regt sich Unmut angesichts der enormen Kosten und des Stillhaltens der Union. Tut

sie das auch deshalb, weil „sie Angst vor den Boomern hat“?

Unternehmer verlieren in der Renten-

politik die Geduld mit der Union. Vie-

le haben wenig Verständnis dafür, dass

die Partei von Kanzler Friedrich Merz

(CDU) die Sozialdemokraten bei ih-

ren teuren Plänen nicht stoppt. „Falls

wir nicht jetzt gegensteuern, sieht

es düster aus“, sagt Wolfgang Stei-

ger, Generalsekretär des Wirtschaftsra-

tes der CDU. Angesichts des Sofortpro-

gramms der Koalition dürften „Sünden-

fälle der Vergangenheit“ keineswegs

wiederholt werden.

Steiger warnt davor, dass teure Renten-

versprechen zum Schaden der Beitrags-

zahler aufaddiert werden. In seiner Kri-

tik wendet sich der Wirtschaftsrat, der

nicht direkt zur Partei gehört, wohl aber

mit ihr nahestehenden Unternehmern

besetzt ist, keineswegs nur gegen Sozi-

alministerin Bärbel Bas (SPD), sondern

auch gegen CDU und CSU. „Wie kön-

nen Union und SPD nur auf die Idee

kommen, dass noch höhere Sozialab-

gaben und perspektivisch noch höhere

Steuern dem Arbeitsmarkt und unserer

gebeutelten Wirtschaft helfen?“, fragt

Steiger.

Allein das nunmehr geplante Vorziehen

der höheren Mütterrente um ein Jahr

wird laut Bundesregierung fünf Milliar-

den Euro kosten. Zudem lässt die Fest-

schreibung des Rentenniveaus ohne Er-

höhung des Eintrittsalters die Beiträge

in den kommenden Jahren noch stärker

als ohnehin schon ansteigen. „Das dür-

fen wir nicht zulassen“, sagt Steiger.

Um die Koalitionsspitzen noch zum

Kurswechsel zu bringen, kommt der

Vorstoß des Unternehmervereins aller-

dings reichlich spät. Sozialministerin

Bärbel Bas (SPD) hat Ende Juni bereits

erste Teile ihres Rentenpakets auf den

Weg gebracht, ohne große Widerstän-

de beim Koalitionspartner. Wirkliche

Reformen sind darin nicht enthalten.

Dafür aber die kostspielige Garantie,

dass die Renten in den nächsten Jahren

weiter in dem gleichen Tempo steigen

wie die Löhne. Zudem steht darin die

vor allem von der CSU verlangte Aufsto-

ckung der Mütterrente.

Noch sind die Gesetzesänderungen

zwar nicht beschlossen. Da das Paket

letztlich aber auch Projekte der CDU be-

inhalten soll – nämlich die Aktiv- und

die Frühstartrente – sollte es in der Re-

gierung niemand mehr aufhalten. Dass

gerade die CDU die SPD-Pläne mitträgt,

sorgt in der Wirtschaft für ungläubiges

Staunen.

An Warnungen mangelt es nicht. „Das

strukturelle Problem bleibt ungelöst“,

warnt Jochen Pimpertz Rentenexper-

te beim arbeitgebernahen Institut der

Deutschen Wirtschaft (IW). Durch die

Pläne von Bärbel Bas werde eine oh-

nehin schon bestehende Ungerechtig-

keit zwischen den Generationen nur

um weitere Jahre verlängert: Wer nach

2031 in Rente geht, erhält bei gleicher

Erwerbsbiografie weniger als jemand,

der vorher in den Ruhestand wechselt.

Es sind Argumente, die vor wenigen

Monaten noch genau so von Unions-Po-

litikern wie CDU-Generalsekretär Cars-

ten Linnemann oder CSU-Chef Markus

Söder geäußert wurden. Nun allerdings

herrscht in der Union eine auffällig lau-

te Stille. Anfragen von WELT an die

arbeitsmarktpolitischen Sprecher von

CDU und CSU bleiben unbeantwortet.

Offenbar will man das Thema dort ein-

fach nur möglichst schnell vom Tisch

haben.

Auf der Themenliste von Friedrich Merz

nimmt die Rente offenbar einen nach-

geordneten Platz ein. „Das sind Zahlen,

die ich nicht kenne“, musste der Kanz-

ler vor wenigen Tagen in der ARD-Sen-

dung „Maischberger“ einräumen, als

ihn die Moderatorin auf die Finanzie-

rung der gesetzlichen Rentenversiche-

rung und die künftigen Zusatzlasten in

Milliardenhöhe ansprach.

Nur gelegentlich üben sich einzelne in

der CDU noch im Widerstand – zum Är-

ger der SPD. Als Wirtschaftsministerin

Katherina Reiche (CDU) für ein höhe-

res Renteneintrittsalte plädierte, regte

sich sofort Widerstand beim Koalitions-

partner. Die Wirtschaftsministerin ver-

kenne die Realität, sagte die SPD-Sozial-

politikerin Dagmar Schmidt. Ein höhe-

res Eintrittsalter sei eine „zutiefst un-

gerechte“ Rentenkürzung. Ähnlich se-

hen es die Sozialverbände und Ge-

werkschaften, denen ein großer Ein-

fluss auf die Arbeit von Sozialministerin

Bas nachgesagt wird.

Für Debatten in- und außerhalb der ei-

genen Partei sorgte auch die Kritik von

Johannes Winkel, Chef der Jungen Uni-
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on (JU). Er sagte, die Bundesregierung

sei generell nicht mutig genug. „Die Po-

litik hat Angst vor der Boomer-Generati-

on“, so Winkel. Tatsächlich sind bereits

heute mehr als 20 Prozent der Wähler

im Rentenalter, Tendenz steigend. Zählt

man die Boomer-Generationen dazu,

sind es weit mehr als ein Viertel. Win-

kel plädiert angesichts der überaltern-

den Gesellschaft für einen „neuen Ge-

nerationenvertrag“.

Aktuell kommen noch 2,1 Beitragszah-

ler auf einen Rentner. Wenn die Baby-

boomer nicht mehr arbeiten, könnten

es 2035 nur noch 1,7 sein. Nicht nur das

Verhältnis von Beitragszahlern zu Emp-

fängern läuft in die falsche Richtung.

Auch die Steuer-Milliarden, die für Pen-

sionen und Hinterbliebenenversorgung

(63,4 Milliarden Euro im Jahr 2023)

sowie Zuschüsse an die Rentenkasse

(112,4 Milliarden Euro im Jahr 2023)

fließen, erreichen immer neue Höhen.

Das entsprach in Summe schon damals

38 Prozent der gesamten Haushaltsaus-

gaben, in der Zwischenzeit dürfte der

Anteil weiter gestiegen sein.

Als Gegenmaßnahmen stellte der Wirt-

schaftsrat der CDU fünf Forderun-

gen auf. „Zusätzliche Rentengeschen-

ke“ wie der Ausbau der Mütterrente

oder die Festschreibung des Rentenni-

veaus, müssten unterbleiben. Auch die

Grundrente und die Garantie, nach 45

Beitragsjahren abschlagsfrei in Rente

zu gehen, sollten der Einschätzung zu-

folge abgeschafft werden, um den An-

stieg der Beiträge „halbwegs im Zaum

zu halten“.

Zudem müsse, wie in anderen Län-

dern, das Renteneintrittsalter an die Le-

benserwartung gekoppelt werden und

der frühere Renteneintritt durch höhe-

re Abschläge unattraktiver werden. Au-

ßerdem will der Wirtschaftsrat das Kon-

zept der „Aktienrente“, das die FPD in

der vergangenen Legislatur aufbrachte,

einführen und die Riester-Rente durch

mehr Investitionen in Aktien reformie-

ren.

Das sind alles Punkte, die so oder so

ähnlich schon in der Vergangenheit

aus der Wirtschaft kamen. Dies ändert

nichts daran, dass sich zum wiederhol-

ten Mal eine Rentenkommission mit

den Ansätzen beschäftigen soll. Die-

se wird allerdings erst im kommen-

den Jahr ihre Arbeit aufnehmen und

dann Vorschläge unterbreiten für die

Zeit nach 2030. Für die laufende Legisla-

tur sind die Ideen schon nicht mehr re-

levant.

Jan Klauth ist Wirtschaftsredakteur

in Berlin. Er berichtet über Arbeits-

markt-Themen, Bürgergeld, Migration

und Sozialpolitik sowie Karriere-The-

men.
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